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G e s e t z
zur Änderung des Niedersächsischen 

Nahverkehrsgesetzes

Vom 21. Juni 2023

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Niedersächsischen 
Nahverkehrsgesetzes

§ 7 des Niedersächsischen Nahverkehrsgesetzes vom 28. Juni
1995 (Nds. GVBl. S. 180), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 23. März 2022 (Nds. GVBl. S. 188), wird wie folgt ge-
ändert:

1. Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) Im einleitenden Satzteil wird nach dem Wort „Anlage 1“
die Angabe „und nach § 5 Abs. 14 in Verbindung mit
Anlage 4“ eingefügt.

b) In Nummer 2 werden das Semikolon und die Worte „ab-
weichend davon im Jahr 2017 9,58489 vom Hundert,
im Jahr 2018 10,33489 vom Hundert und im Jahr 2019
11,08489 vom Hundert“ gestrichen.

2. In Absatz 5 Satz 1 wird im einleitenden Satzteil nach dem
Wort „Anlage 1“ die Angabe „und nach § 5 Abs. 14 in Ver-
bindung mit Anlage 4“ eingefügt.

Artikel 2

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 31. Dezember 2022 in
Kraft.

Hannover, den 21. Juni 2023

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Hanna N a b e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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G e s e t z
zur Änderung der Niedersächsischen Bauordnung 

und des Niedersächsischen Gesetzes 
zur Erleichterung der Schaffung von Wohnraum

Vom 21. Juni 2023

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung der Niedersächsischen Bauordnung

Die Niedersächsische Bauordnung vom 3. April 2012 (Nds.
GVBl. S. 46), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes
vom 22. September 2022 (Nds. GVBl. S. 578), wird wie folgt
geändert:

1. Dem § 2 wird der folgende Absatz 19 angefügt:

„(19) Solarenergieanlagen sind Anlagen zur Umwand-
lung von Sonnenenergie in thermische oder elektrische
Energie.“

2. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 8 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 Nr. 1 wird wie folgt geändert:

aaa) Im einleitenden Satzteil werden nach dem
Wort „Einfriedungen“ ein Komma und die
Worte „auch wenn diese zugleich einem
weiteren Zweck dienen, insbesondere der
Nutzung als Solarenergieanlage,“ eingefügt.

bbb) In Buchstabe a werden nach den Worten
„Gewerbe- und Industriegebieten“ die Worte
„mit einer Höhe von nicht mehr als 3 m“
eingefügt.

bb) Satz 4 wird wie folgt geändert:

aaa) Nummer 1 wird gestrichen.

bbb) Die bisherige Nummer 2 wird Nummer 1
und wie folgt geändert:

Es werden das Wort „Solaranlagen“ durch
das Wort „Solarenergieanlagen“ und am
Ende der Punkt durch ein Komma ersetzt.

ccc) Es werden die folgenden neuen Nummern 2
bis 4 angefügt:

„2. Garagen und Gebäude ohne Aufent-
haltsräume und Feuerstätten, die allein
oder mit darauf errichteten Solarener-
gieanlagen eine Höhe bis zu 3 m nicht
überschreiten,

3. Garagen und Gebäude ohne Aufent-
haltsräume und Feuerstätten mit ei-
ner Höhe bis zu 3 m und darauf er-
richteten Solarenergieanlagen mit ei-
ner Höhe bis zu 0,70 m, wenn der Ab-
stand der Solarenergieanlagen von der
Grenze mindestens 1 m beträgt, und

4. freistehende Wärmepumpen einschließ-
lich ihrer Fundamente und Einhau-
sungen mit einer Höhe bis zu 2 m, wenn

a) die Abstände nach den Absätzen 1
bis 7 auf dem Baugrundstück anders
nicht eingehalten werden können
und

b) auf den Nachbargrundstücken keine
unzumutbaren Beeinträchtigungen,
insbesondere aufgrund von Eisbil-
dung, Geräuschen und Abluft, ent-
stehen.“

cc) In Satz 5 werden nach dem Wort „unterschrei-
ten“ ein Semikolon und die Worte „von den 9 m
nach Halbsatz 1 dürfen Wärmepumpen den Ab-
stand auf einer Gesamtlänge von 3 m unter-
schreiten“ eingefügt.

dd) In Satz 6 werden nach dem Wort „gebaute“ die
Worte „Garagen und“ eingefügt und die Angabe
„Nr. 1“ wird durch die Angabe „Nrn. 2 und 3“
ersetzt.

b) Absatz 10 wird wie folgt geändert:

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und wie folgt
geändert:

In Nummer 4 wird das Wort „nicht“ durch die
Worte „mit keinem Gebäudeteil“ ersetzt.

bb) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2Satz 1 gilt nicht für Garagen und Gebäude ohne
Aufenthaltsräume und Feuerstätten.“

3. In § 32 Abs. 3 wird das Wort „Sonnenkollektoren,“ ge-
strichen. 

4. § 32 a wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden die Worte „Photovoltaik-
anlagen für die“ durch die Worte „Solarenergieanla-
gen zur“ ersetzt.

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „Photovoltaikanlagen“
durch die Worte „Solarenergieanlagen zur Strom-
erzeugung“ ersetzt.

bb) In Satz 3 Halbsatz 1 werden die Worte „Photo-
voltaikanlagen zur Stromerzeugung aus solarer
Strahlungsenergie“ durch die Worte „Solarener-
gieanlagen zur Stromerzeugung“ ersetzt.

c) In Absatz 2 Nr. 2 werden die Worte „solarthermische
Anlagen“ durch die Worte „Solarenergieanlagen zur
Erzeugung thermischer Energie“ ersetzt.

d) In Absatz 3 Satz 1 werden das Wort „Solarnutzung“
durch die Worte „solche Nutzung“ sowie das Wort
„Photovoltaikanlage“ durch die Worte „Solarenergie-
anlage zur Stromerzeugung“ ersetzt.

5. § 44 Abs. 6 wird wie folgt geändert:

a) Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2§ 85 Abs. 2 und 4 gilt entsprechend.“

b) Satz 3 wird gestrichen.

6. § 53 Abs. 9 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und wie folgt ge-
ändert:

aa) Am Ende der Nummer 3 wird der Punkt durch
ein Komma ersetzt.

bb) Es wird die folgende Nummer 4 angefügt:

„4. zu Entwürfen für Baumaßnahmen nach § 63
Abs. 2 Satz 1.“

b) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2Die Bauaufsichtsbehörde kann abweichend von Satz 1
Nr. 4 verlangen, dass Bauvorlagen zu Entwürfen für
Baumaßnahmen nach § 63 Abs. 2 Satz 1 von einer
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Entwurfsverfasserin oder einem Entwurfsverfasser,
die oder der nach Absatz 3 Satz 2 Nrn. 1 bis 4, Ab-
satz 4 Nrn. 2 bis 4 oder den Absätzen 5 bis 8 bauvor-
lagenberechtigt ist, erstellt werden müssen, wenn
die Prüfung des Brandschutzes besondere Schwie-
rigkeiten aufweist oder die übermittelten Bauvorla-
gen für die nach § 63 Abs. 2 Satz 2 oder 3 erforder-
liche Prüfung nicht hinreichend aussagekräftig sind.“

7. § 62 Abs. 4 Satz 7 wird gestrichen.

8. § 63 wird wie folgt geändert:

a) Es wird der folgende neue Absatz 2 eingefügt:

„(2) 1Das vereinfachte Baugenehmigungsverfahren
wird auch durchgeführt für die genehmigungsbe-
dürftige vorübergehende Nutzung eines nicht als
Versammlungsraum genehmigten Raumes als Ver-
sammlungsraum für die Durchführung einer Veran-
staltung, die auch Übernachtungen einschließen kann,
wenn der Raum für diese vorübergehende Nutzung
nicht mehr als drei Mal im Jahr für jeweils nicht
mehr als vier Tage genutzt wird. 2Bei Baumaßnah-
men nach Satz 1 prüft die Bauaufsichtsbehörde nur,
ob für die vorübergehende Nutzung der Brandschutz
gewährleistet ist. 3Liegen Anhaltspunkte dafür vor,
dass durch das Vorhaben aus anderen Gründen eine
Gefahr für das Leben oder die Gesundheit von Men-
schen zu besorgen ist, kann die Bauaufsichtsbehör-
de die Prüfung deswegen auf die Einhaltung weite-
rer Vorschriften des öffentlichen Baurechts erwei-
tern. 4Die §§ 51 und 65 finden keine Anwendung.
5Bauvorlagen sind nur zu übermitteln, soweit dies
für die Prüfung nach Satz 2 erforderlich ist; Rege-
lungen in einer Verordnung nach § 82 Abs. 1 Nr. 4
oder Abs. 2 Nr. 8, nach denen Nachweise, die den in
§ 65 genannten entsprechen, oder weitere Bauvorla-
gen, die für die Prüfung nach Satz 2 nicht erforder-
lich sind, zu übermitteln sind, finden ebenfalls keine
Anwendung. 6Die Bauaufsichtsbehörde kann abwei-
chend von Satz 5 im Einzelfall die Vorlage weiterer
Nachweise, insbesondere eines Brandschutzkonzepts,
fordern, wenn die in § 53 Abs. 9 Satz 2 genannten
Umstände vorliegen und soweit es zur Prüfung nach
Satz 2 oder 3 erforderlich ist. 7§ 64 Satz 2 gilt ent-
sprechend.“

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und wie folgt
geändert:

Die Verweisung „Absatz 1“ wird durch die Verwei-
sung „den Absätzen 1 und 2“ ersetzt.

9. Dem § 70 Abs. 2 wird der folgende Satz 3 angefügt:

„3Die vorübergehende Nutzung eines Raumes als Ver-
sammlungsraum, die im vereinfachten Baugenehmigungs-
verfahren nach § 63 Abs. 2 genehmigt wird, darf nur
widerruflich und auf längstens fünf Jahre befristet ge-
nehmigt werden.“

10. § 82 Abs. 4 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 werden die Worte „Artikel 427 der Ver-
ordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)“ durch

die Worte „Artikel 2 des Gesetzes vom 31. Mai 2023
(BGBl. 2023 I Nr. 140)“ ersetzt.

b) In Nummer 2 werden die Worte „Artikel 2 des Geset-
zes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2774)“ durch die
Worte „Artikel 115 des Gesetzes vom 10. August 2021
(BGBl. I S. 3436)“ ersetzt.

c) Nummer 3 erhält folgende Fassung:

„3. des § 31 des Gesetzes über überwachungsbedürf-
tige Anlagen vom 27. Juli 2021 (BGBl. I S. 3146,
3162) und“.

d) In Nummer 4 werden die Worte „Artikel 2 Abs. 6 des
Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808; 2018 I
S. 472)“ durch die Worte „Artikel 1 des Gesetzes vom
22. Mai 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 133)“ ersetzt.

11.  § 85 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Worte „in den Fällen der Ab-
sätze 2 bis 4“ durch die Worte „im Fall des Absatzes 2“
ersetzt.

b) Absatz 3 wird gestrichen.

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3.

d) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4 und wie folgt
geändert: 

Die Angabe „bis 4“ wird durch die Angabe „bis 3“ er-
setzt.

12. Der Anhang (zu § 60 Abs. 1) wird wie folgt geändert:

a) Nummer 2.3 wird wie folgt geändert:

aa) Im einleitenden Satzteil werden jeweils die Worte
„und Sonnenkollektoren“ gestrichen.

bb) In den Buchstaben a und b sowie im ausleiten-
den Satzteil werden jeweils die Worte „oder Son-
nenkollektoren“ gestrichen.

b) In Nummer 6.1 werden nach dem Wort „Einfriedun-
gen“ ein Komma und die Worte „auch wenn diese
zugleich einem weiteren Zweck dienen, insbesondere
der Nutzung als Solarenergieanlage, nicht aber der
Nutzung als Werbeanlage,“ eingefügt.

Artikel 2

Änderung des Niedersächsischen Gesetzes zur
Erleichterung der Schaffung von Wohnraum

§ 2 Abs. 3 des Niedersächsischen Gesetzes zur Erleichte-
rung der Schaffung von Wohnraum vom 10. November 2020
(Nds. GVBl. S. 384) erhält folgende Fassung:

„(3) Wird

1. durch die Änderung eines Gebäudes mindestens eine zu-
sätzliche Wohnung geschaffen und

2. für diese Änderung bis zum 31. Dezember 2025 der Bau-
antrag gestellt oder die Mitteilung nach § 62 Abs. 3 ein-
gereicht,

so findet auf das so geänderte Gebäude § 9 Abs. 3 Satz 3 keine
Anwendung.“
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Artikel 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in
Kraft.

Hannover, den 21. Juni 2023

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Hanna N a b e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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G e s e t z
zur Änderung des Niedersächsischen Beamtengesetzes 

und des Niedersächsischen Besoldungsgesetzes

Vom 21. Juni 2023

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Niedersächsischen Beamtengesetzes

Das Niedersächsische Beamtengesetz vom 25. März 2009
(Nds. GVBl. S. 72), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 3. Mai 2023 (Nds. GVBl. S. 80), wird wie folgt ge-
ändert:

1. In § 5 Abs. 2 Nr. 2 werden die Worte „die Polizeipräsi-
dentinnen oder Polizeipräsidenten sowie“ gestrichen.

2. § 39 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 und darin wird
Satz 1 wie folgt geändert:

aa) Am Ende der Nummer 4 wird das Komma durch
das Wort „sowie“ ersetzt.

bb) Am Ende der Nummer 5 wird das Wort „sowie“
durch einen Punkt ersetzt.

cc) Nummer 6 wird gestrichen.

b) Es werden die folgenden Absätze 2 und 3 angefügt: 

„(2) 1Die Ämter nach Absatz 1 sind einer Laufbahn
der Laufbahngruppe 2 einer der in § 13 Abs. 2 genann-
ten Fachrichtungen zugeordnet. 2War einer Beamtin
oder einem Beamten, der oder dem ein Amt nach Ab-
satz 1 übertragen werden soll, bisher ein Amt einer
Laufbahn nach § 13 übertragen, so wird das Amt
nach Absatz 1 der Laufbahn der Fachrichtung zuge-
ordnet, der auch das bisherige Amt zugeordnet war.

(3) Die Beamtin oder der Beamte, der oder dem ein
Amt nach Absatz 1 übertragen worden ist, tritt wegen
des Erreichens der Altersgrenze mit Ablauf des Mo-
nats in den Ruhestand, in dem sie oder er die Alters-
grenze gemäß § 35 Abs. 2 erreicht.“

3. Es wird der folgende § 132 angefügt:

„§ 132

Übergangsregelungen für Polizeipräsidentinnen 
und Polizeipräsidenten

1Eine Beamtin oder ein Beamter, der oder dem am
28. Juni 2023 ein Amt als Polizeipräsidentin oder Poli-
zeipräsident übertragen worden ist, wird der Fachrich-
tung zugeordnet, deren Laufbahn sie oder er vor der
Berufung in das Amt als Polizeipräsidentin oder Polizei-
präsident zuletzt angehört hat. 2Sie oder er tritt wegen des
Erreichens der Altersgrenze mit Ablauf des Monats in

den Ruhestand, in dem sie oder er die Altersgrenze ge-
mäß § 35 Abs. 2 erreicht. 3Eine Beamtin oder ein Beam-
ter nach Satz 1, die oder der am 28. Juni 2028 die allge-
meine Altersgrenze nach § 35 Abs. 2 noch nicht erreicht
hat, tritt abweichend von Satz 2 mit Erreichen der beson-
deren Altersgrenze ihrer oder seiner Fachrichtung in den
Ruhestand.“

Artikel 2

Änderung des Niedersächsischen 
Besoldungsgesetzes

Die Anlage 2 (zu § 5 Abs. 3, § 22 Abs. 1 und § 37) zum Nie-
dersächsischen Besoldungsgesetz vom 20. Dezember 2016
(Nds. GVBl. S. 308; 2017 S. 64), zuletzt geändert durch Arti-
kel 4 des Gesetzes vom 3. Mai 2023 (Nds. GVBl. S. 80), wird
wie folgt geändert:

1. Die Besoldungsgruppe B 3 wird wie folgt geändert:

a) Es wird das Amt „Polizeipräsidentin, Polizeipräsident
— als Leiterin oder Leiter einer Polizeidirektion oder
der Polizeibehörde für zentrale Aufgaben —5)“ einge-
fügt.

b) Es wird die folgende Fußnote 5 angefügt:

„5) Wenn nicht in der Besoldungsgruppe B 4.“

2. Die Besoldungsgruppe B 4 wird wie folgt geändert:

a) Bei dem Amt „Polizeipräsidentin, Polizeipräsident“
wird der Funktionszusatz „— als Leiterin oder Leiter
einer Polizeidirektion oder der Polizeibehörde für
zentrale Aufgaben —3)“ durch den Funktionszusatz
„— in Hannover —“ ersetzt.

b) Die Fußnote 3 wird gestrichen.

3. In der Besoldungsgruppe B 5 wird das Amt „Polizeipräsi-
dentin, Polizeipräsident — in Hannover —“ gestrichen.

4. Im Abschnitt „Künftig wegfallende Ämter“ wird der Be-
soldungsgruppe B 4 das Amt „Polizeipräsidentin, Polizei-
präsident — als Leiterin oder Leiter einer Polizeidirek-
tion oder der Polizeibehörde für zentrale Aufgaben —“
angefügt.

Artikel 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in
Kraft.

Hannover, den 21. Juni 2023

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Hanna N a b e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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G e s e t z
zur Änderung des Niedersächsischen 

Personalvertretungsgesetzes und des Niedersächsischen
Kommunalverfassungsgesetzes

Vom 21. Juni 2023

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Niedersächsischen 
Personalvertretungsgesetzes

Das Niedersächsische Personalvertretungsgesetz in der Fas-
sung vom 9. Februar 2016 (Nds. GVBl. S. 2), zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. September 2022
(Nds. GVBl. S. 588), wird wie folgt geändert:

1. § 9 wird wie folgt geändert:

a) Der Überschrift werden ein Semikolon und die Worte
„elektronische Übermittlung“ angefügt.

b) Es wird der folgende Absatz 3 angefügt:

„(3) Für die elektronische Übermittlung nach die-
sem Gesetz oder nach den aufgrund von § 118 Abs. 1
erlassenen Wahlordnungen dürfen ausschließlich tech-
nische Einrichtungen verwendet werden, die durch
die Dienststelle zur dienstlichen Nutzung freigege-
ben sind.“

2. § 22 Abs. 2 a wird gestrichen.

3. § 29 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

„(4) 1Die oder der Vorsitzende des Personalrats kann
in der Einladung zu einer Sitzung des Personalrats fest-
setzen, dass alle oder einzelne Mitglieder des Personal-
rats durch Zuschaltung per Video- oder Telefonkonfe-
renztechnik an der Sitzung teilnehmen können (Video-
oder Telefonkonferenz), wenn 

1. vorhandene Einrichtungen genutzt werden, die durch
die Dienststelle zur dienstlichen Nutzung freigege-
ben sind,

2. nicht mindestens ein Viertel der Mitglieder des Per-
sonalrats oder die Mehrheit der Vertreterinnen und
Vertreter einer Gruppe binnen einer von der oder
dem Vorsitzenden zu bestimmenden Frist gegenüber
der oder dem Vorsitzenden schriftlich oder elektro-
nisch widerspricht und 

3. der Personalrat geeignete organisatorische Maßnah-
men trifft, um sicherzustellen, dass Dritte vom Inhalt
der Sitzung keine Kenntnis nehmen.

2Eine Aufzeichnung ist unzulässig. 3Zu Beginn einer Vi-
deo- oder Telefonkonferenz stellt die oder der Vorsit-
zende des Personalrats durch namentliche Nennung fest,
welche Personen durch Zuschaltung an der Video- oder
Telefonkonferenz teilnehmen, und trägt diese abweichend
von § 34 Abs. 1 Satz 3 in die Anwesenheitsliste ein.“

4. § 31 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

„(4) 1In der Geschäftsordnung (§ 35) kann die Beschluss-
fassung im schriftlichen oder elektronischen Umlauf-
verfahren vorgesehen werden. 2Die Beschlussfassung im
Umlaufverfahren ist unzulässig, wenn ein Mitglied des
Personalrats oder eine nach § 56 oder nach § 178 Abs. 4
SGB IX teilnahmeberechtigte Person binnen einer von
der oder dem Vorsitzenden zu bestimmenden Frist ge-
genüber der oder dem Vorsitzenden schriftlich oder
elektronisch widerspricht. 3Beschlüsse im Umlaufver-
fahren werden mit der Mehrheit der Stimmen der Mit-
glieder des Personalrats gefasst. 4Nach Absatz 3 ausge-
schlossene Mitglieder des Personalrats dürfen am Umlauf-
verfahren nicht teilnehmen. 5Die oder der Vorsitzende
gibt das Ergebnis der Beschlussfassung im Umlaufver-

fahren spätestens in der nächsten Sitzung des Personal-
rats bekannt.“

5. Dem § 61 wird der folgende Absatz 3 angefügt:

„(3) 1Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten
hat der Personalrat die Vorschriften über den Daten-
schutz einzuhalten. 2Soweit der Personalrat zur Erfül-
lung der in seiner Zuständigkeit liegenden Aufgaben
personenbezogene Daten verarbeitet, ist die Dienststelle
der für die Verarbeitung Verantwortliche im Sinne der
datenschutzrechtlichen Vorschriften. 3Die Dienststelle
und der Personalrat unterstützen sich gegenseitig bei der
Einhaltung der datenschutzrechtlichen Vorschriften.“

6. § 68 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Worte „durch E-Mail“ durch das
Wort „elektronisch“ ersetzt.

b) In Satz 2 werden die Worte „durch E-Mail“ durch das
Wort „elektronisch“ ersetzt.

c) In Satz 6 werden die Worte „durch E-Mail“ durch das
Wort „elektronisch“ ersetzt.

7. § 69 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „durch E-Mail“
durch das Wort „elektronisch“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „durch E-Mail“ durch
das Wort „elektronisch“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Worte „durch E-Mail“ durch
das Wort „elektronisch“ ersetzt.

8. § 72 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „durch E-Mail“
durch das Wort „elektronisch“ ersetzt.

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) 1Die oder der Vorsitzende der Einigungsstelle
kann in der Einladung zu einer Sitzung der Eini-
gungsstelle festsetzen, dass alle oder einzelne Mit-
glieder durch Zuschaltung per Video- oder Telefon-
konferenztechnik an der Sitzung teilnehmen können
(Video- oder Telefonkonferenz), wenn

1. vorhandene Einrichtungen genutzt werden, die
durch die Dienststelle zur dienstlichen Nutzung
freigegeben sind,

2. kein Mitglied der Einigungsstelle binnen einer von
der oder dem Vorsitzenden zu bestimmenden Frist
gegenüber der oder dem Vorsitzenden schriftlich
oder elektronisch widerspricht und 

3. geeignete organisatorische Maßnahmen getroffen
werden, um sicherzustellen, dass Dritte vom In-
halt der Sitzung keine Kenntnis nehmen.

2Eine Aufzeichnung ist unzulässig. 3Zu Beginn einer
Video- oder Telefonkonferenz stellt die oder der Vor-
sitzende der Einigungsstelle durch namentliche Nen-
nung fest, welche Personen durch Zuschaltung an
der Video- oder Telefonkonferenz teilnehmen.“

9. § 76 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 3 werden die Worte „durch E-Mail“
durch das Wort „elektronisch“ ersetzt.
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b) In Absatz 3 werden die Worte „durch E-Mail“ durch
das Wort „elektronisch“ ersetzt.

10. § 107 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und wie folgt ge-
ändert:

Die Worte „und die Gleichstellungsbeauftragte“ wer-
den durch die Worte „sowie die Gleichstellungsbe-
auftragte und ihre ständige oder vorübergehende Stell-
vertreterin“ ersetzt.

b) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2Für eine weitere stellvertretende Gleichstellungs-
beauftragte gilt Satz 1 entsprechend, wenn zu ihrem
abgegrenzten Aufgabenbereich Angelegenheiten ge-
hören, die der Personalratsbeteiligung nach diesem
Gesetz unterliegen.“

11. § 107 d wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „durch E-Mail“
durch das Wort „elektronisch“ ersetzt.

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) 1Die oder der Vorsitzende der Einigungsstelle
kann in der Einladung zu einer Sitzung der Eini-
gungsstelle festsetzen, dass alle oder einzelne Mit-
glieder durch Zuschaltung per Video- oder Telefon-
konferenztechnik an der Sitzung teilnehmen können
(Video- oder Telefonkonferenz), wenn 

1. vorhandene Einrichtungen genutzt werden, die
durch die Dienststelle zur dienstlichen Nutzung
freigegeben sind,

2. kein Mitglied der Einigungsstelle binnen einer von
der oder dem Vorsitzenden zu bestimmenden Frist
gegenüber der oder dem Vorsitzenden schriftlich
oder elektronisch widerspricht und 

3. geeignete organisatorische Maßnahmen getroffen
werden, um sicherzustellen, dass Dritte vom In-
halt der Sitzung keine Kenntnis nehmen.

2Eine Aufzeichnung ist unzulässig. 3Zu Beginn einer
Video- oder Telefonkonferenz stellt die oder der Vor-
sitzende der Einigungsstelle durch namentliche Nen-
nung fest, welche Personen durch Zuschaltung an der
Video- oder Telefonkonferenz teilnehmen.“

12. § 107 f wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 3 werden die Worte „durch E-Mail“
durch das Wort „elektronisch“ ersetzt.

b) In Absatz 3 werden die Worte „durch E-Mail“ durch
das Wort „elektronisch“ ersetzt.

13. § 121 Abs. 3 und 4 wird gestrichen.

Artikel 2

Änderung des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes

§ 64 Abs. 3 des Niedersächsischen Kommunalverfassungs-
gesetzes vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Septem-
ber 2022 (Nds. GVBl. S. 588), wird wie folgt geändert:

1. Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Die Abgeordneten mit Ausnahme der oder des Vorsit-
zenden der Vertretung können an den Sitzungen der Ver-
tretung durch Zuschaltung per Videokonferenztechnik
teilnehmen, soweit die Hauptsatzung dies zulässt.“

2. Es wird der folgende neue Satz 2 eingefügt:

„2Die Hauptsatzung kann dabei vorsehen, dass

1. die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwal-
tungsbeamte im Benehmen mit der oder dem Vorsit-
zenden der Vertretung die Teilnahme durch Zuschal-
tung per Videokonferenztechnik in der Ladung zulas-
sen kann oder

2. die oder der Vorsitzende der Vertretung nach Herstel-
lung des Benehmens mit der Hauptverwaltungsbeam-
tin oder dem Hauptverwaltungsbeamten verlangen kann,
dass die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Haupt-
verwaltungsbeamte die Teilnahme durch Zuschaltung
per Videokonferenztechnik in der Ladung zulässt.“

3. Der bisherige Satz 2 wird Satz 3 und der bisherige Satz 3
wird gestrichen. 

Artikel 3

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2023 in Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 tritt Artikel 2 mit Wirkung
vom 30. März 2022 in Kraft.

Hannover, den 21. Juni 2023

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Hanna N a b e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l



Nds. GVBl. Nr. 11/2023, ausgegeben am 27. 6. 2023

113

G e s e t z
zum Staatsvertrag

zwischen dem Land Nordrhein-Westfalen 
und dem Land Niedersachsen über die Vereinigung 

der LBS Westdeutsche Landesbausparkasse, 
Anstalt des öffentlichen Rechts, und der LBS Norddeutsche

Landesbausparkasse Berlin-Hannover, 
Anstalt des öffentlichen Rechts, zur LBS 

Landesbausparkasse NordWest, Anstalt des öffentlichen
Rechts, und über die LBS Landesbausparkasse 

NordWest und zur Aufhebung des LBS-Nord-Gesetzes

Vom 21. Juni 2023

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Gesetz 
zum Staatsvertrag zwischen dem Land 

Nordrhein-Westfalen und dem Land Niedersachsen 
über die Vereinigung der LBS Westdeutsche 

Landesbausparkasse, Anstalt des öffentlichen Rechts, 
und der LBS Norddeutsche Landesbausparkasse 

Berlin-Hannover, Anstalt des öffentlichen Rechts, 
zur LBS Landesbausparkasse NordWest, 

Anstalt des öffentlichen Rechts, 
und über die LBS Landesbausparkasse NordWest

(1) Dem am 22. Mai 2023 unterzeichneten Staatsvertrag
zwischen dem Land Nordrhein-Westfalen und dem Land
Niedersachsen über die Vereinigung der LBS Westdeutsche
Landesbausparkasse, Anstalt des öffentlichen Rechts, und der
LBS Norddeutsche Landesbausparkasse Berlin-Hannover, An-
stalt des öffentlichen Rechts, zur LBS Landesbausparkasse
NordWest, Anstalt des öffentlichen Rechts, und über die LBS
Landesbausparkasse NordWest wird zugestimmt. 

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht.

(3) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem § 16
Abs. 1 und 2 in Kraft tritt, ist jeweils im Niedersächsischen
Gesetz- und Verordnungsblatt bekannt zu machen.

Artikel 2

Aufhebung des LBS-Nord-Gesetzes

Das LBS-Nord-Gesetz vom 17. Februar 2010 (Nds. GVBl. S. 44)
wird aufgehoben.

Artikel 3

Inkrafttreten

1Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.
2Abweichend von Satz 1 tritt Artikel 2 an dem Tag in Kraft,
an dem der Staatsvertrag (Artikel 1 Abs. 1) nach seinem § 16
Abs. 2 in Kraft tritt.

Hannover, den 21. Juni 2023

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Hanna N a b e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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Staatsvertrag
zwischen dem Land Nordrhein-Westfalen 

und dem Land Niedersachsen
über die Vereinigung der LBS Westdeutsche 

Landesbausparkasse, Anstalt des öffentlichen Rechts, 
und der LBS Norddeutsche Landesbausparkasse 
Berlin-Hannover, Anstalt des öffentlichen Rechts, 

zur LBS Landesbausparkasse NordWest, 
Anstalt des öffentlichen Rechts, 

und über die LBS Landesbausparkasse NordWest

Präambel

Die Träger der LBS Westdeutsche Landesbausparkasse,
Anstalt des öffentlichen Rechts, im Folgenden „LBS West“,
und die Träger der LBS Norddeutsche Landesbausparkasse
Berlin-Hannover, Anstalt des öffentlichen Rechts, im Folgen-
den „LBS Nord“, haben ihre Absicht bekundet, diese beiden
Landesbausparkassen zu einer gemeinsamen Landesbauspar-
kasse LBS NordWest, Anstalt des öffentlichen Rechts, im Fol-
genden „LBS NordWest“, mit Sitzen in Münster und Han-
nover zu vereinigen. Die Vereinigung soll nach dem Willen
der Träger durch Verschmelzung der LBS Nord auf die LBS
West geschehen. Dadurch wollen sie ein markt- und zukunfts-
fähiges Verbundunternehmen schaffen, um den erheblichen
Marktveränderungen und dem verschärften Wettbewerbs-
umfeld im Bausparsektor zu begegnen und Synergieeffekte
zu nutzen.

Die Länder Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen sind
vor diesem Hintergrund übereingekommen, eine Vereinigung
der LBS West und der LBS Nord zu ermöglichen und hierfür
den rechtlichen Rahmen für eine gemeinsame Anstalt des
öffentlichen Rechts zu schaffen. Dazu schließen sie folgenden
Staatsvertrag:

§ 1

Verschmelzung

(1) Die LBS Nord wird aufgrund eines Verschmelzungs-
vertrags auf die LBS West verschmolzen werden. In dem
Verschmelzungsvertrag ist zu regeln, dass die LBS Nord ihr
Vermögen als Ganzes unter Auflösung ohne Abwicklung
und unter Eintritt von Gesamtrechtsnachfolge auf die LBS
West überträgt. Die Träger der LBS Nord und der LBS West
können als Parteien am Verschmelzungsvertrag beteiligt
werden.

(2) Der Abschluss des Verschmelzungsvertrages bedarf
der Zustimmung der jeweiligen Träger der LBS Nord und
der LBS West sowie der Genehmigung des Ministeriums der
Finanzen des Landes Nordrhein-Westfalen und des Nieder-
sächsischen Finanzministeriums. Die Verschmelzung wird
mit Ablauf des Tages rechtlich wirksam, welcher in der in
Absatz 3 Satz 1 geregelten Bekanntmachung benannt ist (Wirk-
samwerden der Verschmelzung).

(3) Das Ministerium der Finanzen des Landes Nordrhein-
Westfalen gibt die in Absatz 2 Satz 1 geregelten Genehmi-
gungen sowie die Verschmelzung und den Zeitpunkt ihres
Wirksamwerdens im Gesetz- und Verordnungsblatt für das
Land Nordrhein-Westfalen bekannt; der Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens muss nach dieser Bekanntgabe im Gesetz- und
Verordnungsblatt liegen. Soll die Verschmelzung wirtschaft-
lich und steuerlich auf einen Zeitpunkt zurückwirken, der
vor dem Wirksamwerden der Verschmelzung liegt (steuerli-
cher Übertragungsstichtag), so ist dem Antrag auf Genehmi-
gung bei dem Ministerium der Finanzen des Landes Nord-
rhein-Westfalen eine Bilanz des übertragenden Rechtsträ-
gers (Schlussbilanz) beizufügen, die auf einen höchstens acht
Monate vor der Antragstellung liegenden Stichtag aufgestellt
worden ist; in diesem Fall gilt § 2 des Umwandlungssteuer-
gesetzes vom 7. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2782, 2791), das
zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 16. Dezember 2022
(BGBl. I S. 2294) geändert worden ist, in der jeweils gelten-
den Fassung entsprechend mit der Maßgabe, dass der Stich-
tag der Schlussbilanz dem steuerlichen Übertragungsstichtag
entspricht.

(4) Die Verschmelzung ist in das für die LBS Nord und die
LBS West jeweils zuständige Handelsregister einzutragen.
Die Eintragung im Handelsregister ist keine Voraussetzung für
das Wirksamwerden der Verschmelzung.

(5) Für die Verschmelzung gelten im Übrigen die jeweili-
gen Vorschriften des Gesetzes über die LBS Westdeutsche
Landesbausparkasse vom 4. Juli 2014 (GV. NRW. S. 379) so-
wie die Satzung der LBS West vom 12. Juli 2014 (MBl. NRW.
S. 416), die zuletzt durch Satzung vom 29. Januar 2016
(MBl. NRW. S. 129) geändert worden ist, in der jeweils gel-
tenden Fassung. Bei Widersprüchen gehen die Vorschriften
dieses Staatsvertrags über die Verschmelzung vor.

§ 2

Rechtsform, Name, Sitze, Siegel

(1) Die gemäß § 1 vereinigte Landesbausparkasse ist eine
rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts. Sie trägt den
Namen LBS Landesbausparkasse NordWest. Der Name kann
durch Satzung geändert werden.

(2) Die LBS NordWest hat Sitze in Münster und Hannover.
Sie kann durch Beschluss der Trägerversammlung weitere
Sitze in Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen begründen
oder Sitze aufheben. Der für den Gerichtsstand und die Be-
stimmung der zuständigen Behörden maßgebliche Sitz be-
findet sich in Münster.

(3) Die LBS NordWest führt ein Siegel.

§ 3

Satzung

(1) Die Rechtsverhältnisse der LBS NordWest werden durch
Satzung geregelt. Erlass und Änderungen der Satzung oblie-
gen der Trägerversammlung.

(2) Erlass und Änderungen der Satzung bedürfen der Zu-
stimmung der Aufsichtsbehörde im Benehmen mit dem Nie-
dersächsischen Finanzministerium. Sie sind kostenpflichtig
im Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen zu ver-
öffentlichen.

(3) Die erste Satzung der LBS NordWest kann zeitgleich
mit oder nach der Zustimmung der Träger zum Verschmel-
zungsvertrag vor dem Wirksamwerden der Verschmelzung
erlassen sowie vor dem Wirksamwerden der Verschmelzung
geändert werden. Erlass und Änderung der ersten Satzung
der LBS NordWest obliegen der Trägerversammlung der LBS
West und bedürfen der Zustimmung der Trägerversamm-
lung der LBS Nord sowie der Zustimmung der Aufsichtsbe-
hörde der LBS West im Benehmen mit dem Niedersächsi-
schen Finanzministerium; die Trägerversammlungen der LBS
West und der LBS Nord können ihre Beschlüsse gemäß die-
sem Absatz 3 jeweils auch im schriftlichen Umlaufverfahren
fassen. Die erste Satzung ist zeitgleich mit der Bekanntma-
chung gemäß § 1 Absatz 3 Satz 1 kostenpflichtig im Ministe-
rialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen zu veröffentlichen.

§ 4

Aufgaben, Beteiligungen

(1) Die LBS NordWest pflegt das Bausparen und fördert den
Wohnungsbau. Sie betreibt die nach Maßgabe der für Bau-
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sparkassen geltenden rechtlichen Vorschriften zulässigen
Geschäfte.

(2) Die LBS NordWest kann sich im Rahmen ihrer Aufga-
ben und nach Maßgabe der für Bausparkassen geltenden recht-
lichen Vorschriften an anderen Unternehmen beteiligen oder
die Trägerschaft übernehmen.

§ 5

Trägerschaft

(1) Träger der LBS NordWest sind

1. der Rheinische Sparkassen- und Giroverband,

2. der Westfälisch-Lippische Sparkassen- und Giroverband,

3. der Niedersächsische Sparkassen- und Giroverband,

4. die Norddeutsche Landesbank — Girozentrale — sowie 

5. die Landesbank Berlin AG als Beliehene im Sinne des
Absatzes 2,

sofern sich aus der Satzung nichts anderes ergibt.

(2) Die Landesbank Berlin AG wird hiermit von den Ver-
tragschließenden mit der Aufgabe beliehen, Trägerin der LBS
NordWest zu sein. 

(3) Die Träger unterstützen die LBS NordWest bei der Er-
füllung ihrer Aufgaben mit der Maßgabe, dass ein Anspruch
der LBS NordWest gegen die Träger oder eine sonstige Ver-
pflichtung der Träger, der LBS NordWest Mittel zur Verfü-
gung zu stellen, nicht besteht.

(4) Die LBS NordWest kann juristische Personen des öf-
fentlichen Rechts und juristische Personen des Privatrechts
als Beliehene im Sinne des Absatzes 5 als Träger unter Be-
teiligung am Stammkapital — auch länderübergreifend —
aufnehmen. Sie kann Vermögenseinlagen stiller Gesellschaf-
ter aufnehmen. Als stille Gesellschafter sind die jeweiligen
Träger der LBS NordWest und Kreditinstitute in der Rechts-
form einer juristischen Person des öffentlichen Rechts zuge-
lassen.

(5) Die Aufsichtsbehörde kann im Benehmen mit dem
Niedersächsischen Finanzministerium juristische Personen
des Privatrechts mit der Aufgabe beleihen, Träger der LBS
NordWest zu sein. Die Beleihung erfolgt auf gemeinsamen
Antrag der LBS NordWest, deren Träger und der zu belei-
henden juristischen Person des Privatrechts. Diese muss
hinreichende Gewähr für die Erfüllung dieser Aufgabe bie-
ten. Die Beleihung ist zu widerrufen, sofern die beliehene
juristische Person die in Absatz 3 genannte Aufgabe nach-
haltig nicht mehr erfüllt oder erfüllen kann. 

(6) Die Beliehenen unterliegen hinsichtlich ihrer Träger-
schaft an der LBS NordWest der Rechtsaufsicht gemäß § 14.

(7) Jeder Träger kann seine Trägerschaft an der LBS Nord-
West, einschließlich seiner Beteiligung am Stammkapital der
LBS NordWest, mit Zustimmung der übrigen Träger ganz
oder teilweise auf eine oder mehrere juristische Personen
des öffentlichen Rechts oder eine oder mehrere nach Ab-
satz 5 beliehene juristische Personen des Privatrechts über-
tragen. Die Übertragung der Trägerschaft sowie die zugleich
erfolgende Übertragung der Beteiligung am Stammkapital
der LBS NordWest erfolgt durch einen öffentlich-rechtli-
chen Vertrag zwischen dem oder den übertragenden Trägern
und dem oder den übernehmenden Trägern. In dem Vertrag
ist insbesondere die Höhe des Wertausgleichs, der Zeitpunkt
des Übergangs der Trägerschaft und im Fall mehrerer Erwer-
ber die Höhe der jeweils zu übertragenden Beteiligung am
Stammkapital zu regeln. Der Vertrag bedarf der Genehmi-
gung der Aufsichtsbehörde. Die Genehmigung ist zu ertei-
len, wenn der oder die Erwerber zur Übernahme der Träger-
schaft berechtigt sind und der Vertrag mit den Vorschriften
dieses Staatsvertrags im Einklang steht. Genehmigungserfor-
dernisse nach anderen Gesetzesvorschriften bleiben unbe-

rührt. Die Aufsichtsbehörde gibt den Zeitpunkt des Über-
gangs der Trägerschaft im Ministerialblatt für das Land Nord-
rhein-Westfalen bekannt.

(8) Jeder Träger kann seine Beteiligung am Stammkapital
der LBS NordWest mit Zustimmung der übrigen Träger ganz
oder teilweise auf die LBS NordWest übertragen. Ein Erwerb
durch die LBS NordWest ist nur zulässig, wenn im Zeit-
punkt des Erwerbs eine Rücklage in Höhe der Aufwendun-
gen für den Erwerb vorhanden ist oder gebildet werden
könnte und das Eigenkapital mindestens in Höhe des Stamm-
kapitals erhalten bleibt. In diesem Fall erwirbt die LBS
NordWest die Beteiligung als eigenen Anteil gemäß § 7 Ab-
satz 3. Die Übertragung der Beteiligung am Stammkapital er-
folgt durch einen öffentlich-rechtlichen Vertrag zwischen dem
oder den übertragenden Trägern und der LBS NordWest. In
dem Vertrag sind insbesondere die Höhe des Wertausgleichs
und der Zeitpunkt des Übergangs der Beteiligung zu regeln.
Der Vertrag bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde.
Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn der Vertrag mit den
Vorschriften dieses Staatsvertrags im Einklang steht. Geneh-
migungserfordernisse nach anderen Gesetzesvorschriften
bleiben unberührt. Im Fall der vollständigen Übertragung
der Beteiligung am Stammkapital und des damit verbundenen
Verlusts der Trägerstellung ist das Ausscheiden des übertra-
genden Trägers aus dem Trägerkreis der LBS NordWest kos-
tenpflichtig im Ministerialblatt für das Land Nordrhein-West-
falen zu veröffentlichen.

(9) Die LBS NordWest kann ihre als eigene Anteile gehal-
tene Beteiligung am Stammkapital der LBS NordWest mit
Zustimmung der Träger ganz oder teilweise auf eine oder
mehrere juristische Personen des öffentlichen Rechts oder
eine oder mehrere nach Absatz 5 beliehene juristische Per-
sonen des Privatrechts übertragen. Die Übertragung der Be-
teiligung am Stammkapital erfolgt durch einen öffentlich-
rechtlichen Vertrag zwischen der LBS NordWest und dem
oder den Erwerbern. In dem Vertrag sind insbesondere die
Höhe des Wertausgleichs, der Zeitpunkt des Übergangs der
Beteiligung am Stammkapital und im Fall mehrerer Erwer-
ber die Höhe der jeweils zu übertragenden Beteiligung am
Stammkapital zu regeln. Der oder die Erwerber werden zum
Zeitpunkt des Übergangs der Beteiligung am Stammkapital
Träger der LBS NordWest. Absatz 7 Satz 4 bis 7 gilt entspre-
chend.

§ 6

Haftung

(1) Die LBS NordWest haftet für ihre Verbindlichkeiten
mit ihrem gesamten Vermögen. Die Haftung der Träger der LBS
NordWest ist auf das satzungsmäßige Kapital beschränkt,
soweit sich aus den Absätzen 2 bis 6 nichts anderes ergibt. 

(2) Die Träger der LBS West am 18. Juli 2005 haften zeit-
lich unbegrenzt für die Erfüllung sämtlicher Verbindlichkei-
ten der LBS West, die bis zum 18. Juli 2001 vereinbart waren.
Verbindlichkeiten der LBS West im Sinne des Satzes 1 sind
diejenigen, die gemäß Bescheid des Finanzministeriums des
Landes Nordrhein-Westfalen vom 1. August 2002 der LBS
West zugeordnet wurden. Die in Satz 1 genannten Träger
werden ihren Verpflichtungen aus der Gewährträgerhaftung
gegenüber den Gläubigern der bis zum 18. Juli 2001 verein-
barten Verbindlichkeiten umgehend nachkommen, sobald sie
bei deren Fälligkeit ordnungsgemäß und schriftlich festge-
stellt haben, dass die Gläubiger dieser Verbindlichkeiten aus
dem Vermögen der LBS NordWest nicht befriedigt werden
können. Verpflichtungen der LBS West aufgrund eigener Ge-
währträgerhaftung oder vergleichbarer Haftungszusage sind
vereinbart und fällig im Sinne der Sätze 1 bis 3 in dem glei-
chen Zeitpunkt wie die durch eine solche Haftung gesicherte
Verbindlichkeit. Mehrere der in Satz 1 genannten Träger haf-
ten als Gesamtschuldner, im Innenverhältnis entsprechend
ihren Anteilen am Stammkapital der LBS West.

(3) Unbeschadet der Haftung gemäß Absatz 2 haften die
am 18. Juli 2001 vorhandenen Gewährträger der Westdeut-
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schen Landesbank Girozentrale für die bis zu diesem Zeit-
punkt vereinbarten Verbindlichkeiten der LBS West unbes-
chränkt. Verbindlichkeiten der LBS West im Sinne des
Satzes 1 sind diejenigen, die gemäß Bescheid des Finanzmi-
nisteriums des Landes Nordrhein-Westfalen vom 1. August
2002 der LBS West zugeordnet wurden. Die Haftung nach
Satz 1 tritt nur ein, soweit die Gläubiger aus dem Vermögen
der LBS NordWest nicht befriedigt werden und die Träger
nach Absatz 2 nicht leisten.

(4) Die Träger der LBS Nord am 18. Juli 2005 haften vorbe-
haltlich der Absätze 5 und 6 zeitlich unbegrenzt für die Er-
füllung sämtlicher Verbindlichkeiten der LBS Nord, die bis
zum 18. Juli 2001 vereinbart waren. Die in Satz 1 genannten
Träger werden ihren Verpflichtungen aus der Gewährträger-
haftung gegenüber den Gläubigern der bis zum 18. Juli 2001
vereinbarten Verbindlichkeiten umgehend nachkommen,
sobald sie nach deren Fälligkeit ordnungsgemäß und schrift-
lich festgestellt haben, dass die Gläubiger dieser Verbind-
lichkeiten aus dem Vermögen der LBS NordWest nicht be-
friedigt werden können. Die in Satz 1 genannten Träger haf-
ten gesamtschuldnerisch; sie sind im Verhältnis ihrer Betei-
ligung am Stammkapital untereinander zum Ausgleich ver-
pflichtet. 

(5) Für die vor dem 1. Januar 2001 begründeten Verbind-
lichkeiten (Altverbindlichkeiten) der LBS Nord haften allein
die Norddeutsche Landesbank — Girozentrale — und der Nie-
dersächsische Sparkassen- und Giroverband, für die Altverbind-
lichkeiten der früheren Landesbank Berlin — Girozentrale —,
nunmehr Landesbank Berlin AG, die das Sondervermögen
ihrer ehemaligen Landesbausparkasse betreffen, haftet diese
allein. 

(6) Das Land Niedersachsen und der Niedersächsische
Sparkassen- und Giroverband haften für die bis zum Ablauf
des 30. Juni 1994 entstandenen Verbindlichkeiten der Lan-
desbausparkasse Hannover weiterhin gemäß den vor dem
1. Juli 1994 geltenden Bestimmungen.

§ 7

Stammkapital

(1) Die Höhe des Stammkapitals und die Beteiligungsver-
hältnisse werden durch die Trägerversammlung festgesetzt.
Sie werden durch die Satzung gemäß § 3 geregelt.

(2) Eine Herabsetzung des Stammkapitals ist zulässig. In
diesem Fall haben Gläubiger der LBS NordWest keinen An-
spruch auf Sicherheitsleistung.

(3) Die LBS NordWest kann mit Zustimmung der an der
Veräußerung von einer oder mehreren Beteiligungen am
Stammkapital nicht beteiligten Träger Beteiligungen an ih-
rem Stammkapital erwerben und diese als eigene Anteile
halten. Stimm- und sonstige Rechte, einschließlich des Ge-
winnbezugsrechts aus eigenen Anteilen, ruhen. Die Träger-
versammlung kann die Einziehung eigener Anteile beschlie-
ßen. Näheres kann in der Satzung geregelt werden. Die LBS
NordWest kann die eigenen Anteile nach § 5 Absatz 9 über-
tragen.

§ 8

Zukünftige Verschmelzungen 

(1) Die LBS NordWest kann als übernehmender Rechtsträ-
ger mit mindestens einer anderen juristischen Person des öf-
fentlichen Rechts oder des Privatrechts als übertragender
Rechtsträger — auch länderübergreifend — einen Verschmel-
zungsvertrag schließen, durch den der übertragende Rechts-
träger sein Vermögen als Ganzes unter Auflösung ohne Ab-
wicklung unter Eintritt von Gesamtrechtsnachfolge auf die
LBS NordWest gegen Gewährung einer Gegenleistung über-
trägt. Die Parteien können als Gegenleistung für den oder
die unmittelbaren oder mittelbaren Träger oder Anteilsinha-
ber des übertragenden Rechtsträgers die Mitträgerschaft an

der LBS NordWest, die Einräumung einer Beteiligung als
stiller Gesellschafter oder die Zahlung eines Wertausgleichs
vorsehen oder auf die Gewährung einer Gegenleistung ver-
zichten. 

(2) Bei einer Verschmelzung nach Absatz 1 sind bestehen-
de Rechte der Gläubiger des übertragenden Rechtsträgers zu
wahren; die Haftung gemäß § 6 Absatz 2 bis 6 bleibt unbe-
rührt. Nähere Einzelheiten der Verschmelzung, insbesondere
zu Voraussetzungen, Verfahren und Rechtsfolgen sowie zu
Parteien und Inhalt des Verschmelzungsvertrages, können
in der Satzung der LBS NordWest oder einer Verschmel-
zungssatzung der LBS NordWest geregelt werden; dabei
kann bestimmt werden, dass die Erstellung einer Schlussbi-
lanz, eines Verschmelzungsberichts sowie eine Prüfung der
Verschmelzung nur erforderlich sind, wenn die Parteien dies
vereinbaren. § 3 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 gilt entspre-
chend. 

(3) Der Abschluss des Verschmelzungsvertrages bedarf der
Zustimmung der Träger und der Anteilsinhaber der beteilig-
ten Rechtsträger sowie der Genehmigung der Aufsichtsbe-
hörde im Benehmen mit dem Niedersächsischen Finanz-
ministerium. Verschmelzungen werden mit Ablauf des Ta-
ges der Bekanntmachung der Genehmigung der Aufsichtsbe-
hörde im Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen
wirksam, wenn nicht die Parteien im Verschmelzungsver-
trag einen anderen Zeitpunkt vereinbaren. Die Aufsichtsbe-
hörde gibt die Verschmelzung und den Zeitpunkt, zu dem
die Verschmelzung wirksam wird, im Ministerialblatt für
das Land Nordrhein-Westfalen bekannt. Soll die Verschmel-
zung wirtschaftlich und steuerlich auf einen Zeitpunkt zu-
rückwirken, der vor dem Wirksamwerden der Verschmelzung
liegt, so ist dem Antrag auf Genehmigung bei der Aufsichts-
behörde eine Schlussbilanz beizufügen, die auf einen höchs-
tens acht Monate vor der Antragstellung liegenden Stichtag
aufgestellt worden ist; in diesem Fall gilt § 2 des Umwand-
lungssteuergesetzes entsprechend mit der Maßgabe, dass der
Stichtag der Schlussbilanz dem steuerlichen Übertragungs-
stichtag entspricht.

(4) Die Verschmelzung ist in das für den übertragenden
Rechtsträger und die LBS NordWest jeweils zuständige Han-
delsregister einzutragen. Die Eintragung im Handelsregister
ist keine Voraussetzung für das Wirksamwerden der Ver-
schmelzung.

(5) Verschmelzungen nach Absatz 1 sind Verschmelzun-
gen im Sinne des Umwandlungsgesetzes vom 28. Oktober
1994 (BGBl. I S. 3210; 1995 I S. 428), das zuletzt durch Arti-
kel 60 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436)
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung. So-
weit dieser Staatsvertrag oder eine Satzung nach Absatz 2
nicht etwas anderes bestimmen, sind auf die Verschmelzun-
gen die Vorschriften des Zweiten Buches des Umwandlungs-
gesetzes entsprechend anzuwenden.

§ 9

Organe

(1) Organe der LBS NordWest sind der Vorstand, der Ver-
waltungsrat und die Trägerversammlung.

(2) Die Zusammensetzung der Organe, ihre Befugnisse und
Einzelheiten ihrer Beschlussfassung regelt die Satzung. In der
Satzung können Regelungen zur Haftung der Organe getrof-
fen werden.

(3) Der Verwaltungsrat besteht zu mindestens einem Drittel
aus Beschäftigten der LBS NordWest im Sinne des § 5 des
Personalvertretungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfa-
len vom 3. Dezember 1974 (GV. NRW. S. 1514), das zuletzt
durch Artikel 49 des Gesetzes vom 1. Februar 2022 (GV.
NRW. S. 122) geändert worden ist, in der jeweils geltenden
Fassung, im Folgenden LPVG NRW. Für die Wahl sind das
LPVG NRW und die Wahlordnung zum Landespersonalver-
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tretungsgesetz vom 20. Mai 1986 (GV. NRW. S. 485), die zu-
letzt durch Verordnung vom 28. November 2017 (GV. NRW.
S. 865) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fas-
sung entsprechend anzuwenden.

(4) Mit dem Wirksamwerden der Verschmelzung beginnt
die neue Amtszeit des Verwaltungsrats der LBS NordWest.
Die Einzelheiten zu Ausgestaltung und Besetzung des Ver-
waltungsrats regelt die Satzung der LBS NordWest. 

(5) Die Beschäftigten der LBS NordWest werden innerhalb
von sechs Monaten nach Wirksamwerden der Verschmel-
zung Wahlen der Vertreter der Beschäftigten auf der Grund-
lage der in Absatz 3 genannten Wahlvorschriften durchfüh-
ren. Bis zur Wahl der neuen Vertreter der Beschäftigten im
Verwaltungsrat der LBS NordWest üben die bisherigen Ver-
treter der Beschäftigten im Verwaltungsrat der LBS West
ihre Tätigkeit weiterhin aus. Der Verwaltungsrat der LBS
NordWest wird für die Dauer bis zur Wahl der neuen Vertre-
ter der Beschäftigten, längstens jedoch für die Dauer von
sechs Monaten, um stimmberechtigte Mitglieder auf die
nach der gemäß § 3 beschlossenen Satzung der LBS Nord-
West für die Vertreter der Beschäftigten vorgesehene Mit-
gliederzahl ergänzt, die der Aufsichtsrat der LBS Nord aus
dem Kreis und auf Vorschlag der Vertreter der Beschäftigten
im Aufsichtsrat der LBS Nord bestimmt, wobei die Vertreter
Beschäftigte im Sinne des § 5 LPVG NRW sein müssen. Die
Amtszeit der Vertreter der Beschäftigten im ersten Verwal-
tungsrat der LBS NordWest im Sinne der Sätze 3 und 4 en-
det mit der Wahl der neuen Vertreter der Beschäftigten nach
Satz 2, spätestens mit Ablauf von sechs Monaten nach dem
Wirksamwerden der Verschmelzung. 

§ 10

Anzuwendendes Recht

(1) Auf die LBS NordWest finden die im Land Nordrhein-
Westfalen geltenden personalvertretungsrechtlichen, soweit
in diesem Staatsvertrag nicht abweichend geregelt, und die
für öffentlich-rechtliche Kreditinstitute geltenden datenschutz-
rechtlichen Bestimmungen sowie die für die Gleichberechti-
gung von Frauen geltenden Vorschriften Anwendung.

(2) Im Übrigen unterliegt die LBS NordWest nordrhein-
westfälischem Landesrecht, soweit nicht die örtliche Bele-
genheit Anknüpfungspunkt ist.

§ 11

Übergang der Arbeits- und Ausbildungsverhältnisse

(1) Mit dem Wirksamwerden der Verschmelzung gehen
nach Maßgabe von § 324 des Umwandlungsgesetzes in Ver-
bindung mit § 613a des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I
S. 42, 2909; 2003 I S. 738), das zuletzt durch Artikel 24 des
Gesetzes vom 22. Februar 2023 (BGBl. I Nr. 51) geändert
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung sämtliche zu
diesem Zeitpunkt mit der LBS Nord bestehenden Arbeits-
und Ausbildungsverhältnisse mit allen Rechten und Pflich-
ten auf die LBS NordWest über. 

(2) Die in Arbeits- und Ausbildungsverhältnissen gemäß
Absatz 1 befindlichen Personen werden nach Maßgabe des
§ 613a Absatz 5 BGB über den Übergang ihrer Arbeitsver-
hältnisse informiert. 

§ 12

Dienststellen

(1) Die LBS NordWest hat eine Dienststelle in Münster und
eine Dienststelle in Hannover. Zur Dienststelle Münster ge-
hören die Standorte Bremen und Münster, zur Dienststelle
Hannover gehören die Standorte Berlin, Hannover und Olden-
burg.

(2) Die oberste Dienstbehörde kann weitere Dienststellen
errichten. Die oberste Dienstbehörde kann Dienststellen der

LBS NordWest sowie wesentliche Teile von ihnen auflösen,
einschränken, verlegen oder mit anderen Dienststellen der
LBS NordWest zusammenlegen. Die Beteiligungsrechte der
Personalvertretungen bei Maßnahmen nach Satz 1 und Satz 2
richten sich nach dem LPVG NRW.

(3) Werden künftig neue Standorte der LBS NordWest be-
gründet oder kommen neue Standorte der LBS NordWest
aufgrund einer Verschmelzung nach § 8 hinzu, so ordnet die
oberste Dienstbehörde unter Berücksichtigung betriebsorga-
nisatorischer Belange sowie der räumlichen Entfernung die
Standorte einer vorhandenen Dienststelle der LBS NordWest
zu, soweit sie nicht als weitere Dienststellen gemäß Absatz 2
geführt werden. Die Beteiligungsrechte der Personalvertre-
tungen bei Maßnahmen nach Satz 1 richten sich nach dem
LPVG NRW.

(4) Der Leiter der Dienststellen der LBS NordWest ist der
Vorstand der LBS NordWest. Der Vorstand der LBS NordWest
ist zugleich die oberste Dienstbehörde.

(5) § 1 Absatz 2 und 3 LPVG NRW findet auf die LBS
NordWest keine Anwendung. 

§ 13

Personalvertretungen 
und Schwerbehindertenvertretungen

(1) Bei der LBS NordWest wird entsprechend der §§ 52
und 53 LPVG NRW ein dienststellenübergreifender Gesamt-
personalrat errichtet. Er ist zuständig für Angelegenheiten,
die mehrere Dienststellen betreffen und nicht durch die ein-
zelnen Personalräte innerhalb ihrer Dienststellen geregelt
werden können; insoweit ist die Zuständigkeit der einzelnen
Personalräte ausgeschlossen.

(2) Bei der LBS NordWest wird entsprechend § 60 Ab-
satz 2 LPVG NRW eine dienststellenübergreifende Gesamt-
jugend- und Auszubildendenvertretung errichtet. Sie ist zu-
ständig für Angelegenheiten, die mehrere Dienststellen be-
treffen und nicht durch die einzelnen Jugend- und Auszubil-
dendenvertretungen innerhalb ihrer Dienststellen geregelt
werden können; insoweit ist die Zuständigkeit der einzelnen
Jugend- und Auszubildendenvertretungen ausgeschlossen.

(3) Die Zuständigkeit des gemäß Absatz 1 errichteten Ge-
samtpersonalrats sowie der gemäß Absatz 2 errichteten Ge-
samtjugend- und Auszubildendenvertretung erstreckt sich
jeweils auch auf gemäß § 12 Absatz 2 hinzukommende wei-
tere Dienststellen.

(4) Der bei der LBS West bestehende Personalrat bleibt
unverändert im Amt und nimmt nach dem Wirksamwerden
der Verschmelzung bis zum Ende seiner Amtszeit die Aufga-
ben des Personalrats in der Dienststelle Münster wahr. Ent-
sprechendes gilt für die bei der LBS West bestehende Jugend-
und Auszubildendenvertretung.

(5) Der in der Dienststelle Hannover der LBS Nord beste-
hende Personalrat bleibt unverändert im Amt und nimmt
nach dem Wirksamwerden der Verschmelzung bis zum
Ende seiner Amtszeit die Aufgaben des Personalrats in der
Dienststelle Hannover wahr. Für diesen Zeitraum wird er
um ein Mitglied des in der Dienststelle Berlin der LBS Nord
bestehenden Personalrats ergänzt; ist dieses Mitglied ver-
hindert oder scheidet es aus dem Personalrat aus, so tritt an
seine Stelle das für den Personalrat der Dienststelle Berlin
nächstberufene Ersatzmitglied. Das Amt des in der Dienst-
stelle Berlin der LBS Nord bestehenden Personalrats endet
mit dem Wirksamwerden der Verschmelzung. Die in der
Dienststelle Hannover der LBS Nord bestehende Jugend-
und Auszubildendenvertretung bleibt unverändert im Amt
und nimmt nach dem Wirksamwerden der Verschmelzung
bis zum Ende ihrer Amtszeit die Aufgaben der Jugend- und
Auszubildendenvertretung in der Dienststelle Hannover wahr.

(6) Abweichend von Absatz 1 wird bis zum Beginn der
Amtszeit eines entsprechend der §§ 52 und 53 LPVG NRW
gewählten Gesamtpersonalrats, längstens für die Dauer von
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sechs Monaten seit Wirksamwerden der Verschmelzung, ein
Übergangsgesamtpersonalrat gebildet. Er besteht aus 13 Mit-
gliedern, von denen acht Mitglieder durch den Personalrat
der Dienststelle Münster und fünf Mitglieder durch den Per-
sonalrat der Dienststelle Hannover jeweils aus der Mitte ih-
rer Mitglieder mit einfacher Stimmenmehrheit zu bestim-
men sind. Das Amt des bei der LBS Nord bestehenden Ge-
samtpersonalrats endet mit dem Wirksamwerden der Ver-
schmelzung.

(7) Abweichend von Absatz 2 wird bis zum Beginn der
Amtszeit einer entsprechend § 60 Absatz 2 LPVG NRW ge-
wählten Gesamtjugend- und Auszubildendenvertretung, längs-
tens für die Dauer von sechs Monaten seit Wirksamwerden
der Verschmelzung, eine Übergangsgesamtjugend- und Aus-
zubildendenvertretung gebildet. Sie besteht aus drei Mitglie-
dern, von denen zwei Mitglieder durch die Jugend- und
Auszubildendenvertretung der Dienststelle Münster und ein
Mitglied durch die Jugend- und Auszubildendenvertretung
der Dienststelle Hannover jeweils aus der Mitte ihrer Mit-
glieder mit einfacher Stimmenmehrheit zu bestimmen sind. 

(8) Die in der Dienststelle der LBS West bestehende Schwer-
behindertenvertretung bleibt unverändert im Amt und nimmt
ab dem Wirksamwerden der Verschmelzung bis zum Ende
ihrer Amtszeit die Aufgaben der Schwerbehindertenvertre-
tung in der Dienststelle Münster wahr. Die bei der LBS Nord
bestehende Schwerbehindertenvertretung bleibt unverän-
dert im Amt und nimmt ab dem Wirksamwerden der Ver-
schmelzung bis zum Ende ihrer Amtszeit die Aufgaben der
Schwerbehindertenvertretung in der Dienststelle Hannover
wahr. Nach dem Wirksamwerden der Verschmelzung ist nach
Maßgabe des § 180 Absatz 1 Satz 1 des Neunten Buches So-
zialgesetzbuch vom 23. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3234),
das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 20. Dezember
2022 (BGBl. I S. 2560) geändert worden ist, in der jeweils
geltenden Fassung, eine Gesamtschwerbehindertenvertretung
zu bilden.

§ 14

Rechtsaufsicht

(1) Die LBS NordWest untersteht der Aufsicht des Landes
Nordrhein-Westfalen. Die Aufsicht wird durch das für die
Sparkassenaufsicht im Land Nordrhein-Westfalen zuständi-
ge Ministerium (Aufsichtsbehörde) im Benehmen mit dem
Niedersächsischen Finanzministerium ausgeübt. Die Auf-
sicht erstreckt sich darauf, dass die Tätigkeit der LBS Nord-
West im Einklang mit Recht und Gesetz steht.

(2) Die Aufsichtsbehörde kann sich jederzeit über die An-
gelegenheiten der LBS NordWest unterrichten, insbesondere

sämtliche Geschäfts- und Verwaltungsvorgänge nachprüfen
sowie mündliche oder schriftliche Berichte und Akten an-
fordern. Zur Erfüllung ihrer Aufsichtsaufgaben kann sie sich
Gutachten externer Dritter bedienen. Die Kosten hierfür sind
von der LBS NordWest zu erstatten. Im Rahmen ihrer Befug-
nisse kann die Aufsichtsbehörde auch an den Sitzungen des
Verwaltungsrates und seiner Ausschüsse teilnehmen.

(3) Die Aufsichtsbehörde kann verlangen, dass die Organe
der LBS NordWest zur Behandlung einer bestimmten Ange-
legenheit einberufen werden. Sie kann Beschlüsse und An-
ordnungen der Organe der LBS NordWest, die das geltende
Recht verletzen, aufheben und verlangen, dass Maßnahmen,
die aufgrund derartiger Beschlüsse oder Anordnungen ge-
troffen worden sind, rückgängig gemacht werden.

(4) Erfüllt die LBS NordWest die gesetzlichen, insbeson-
dere die ihr nach diesem Staatsvertrag obliegenden Pflich-
ten nicht oder kommt sie dem Verlangen der Aufsichts-
behörde nicht nach, so kann die Aufsichtsbehörde die LBS
NordWest anweisen, innerhalb einer angemessenen Frist
das Erforderliche zu veranlassen. Kommt die LBS NordWest
der Anweisung nicht innerhalb der ihr gesetzten Frist nach,
so kann die Aufsichtsbehörde anstelle der LBS NordWest
das Erforderliche anordnen und auf deren Kosten selbst durch-
führen oder durch eine Beauftragte oder einen Beauftragten
durchführen lassen.

§ 15

Auflösung der Bausparkasse

Die LBS NordWest kann durch Staatsvertrag zwischen den
Ländern Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen aufgelöst
werden. Dieser regelt die Einzelheiten der Liquidation. Das
nach beendeter Liquidation verbleibende Vermögen fällt den
Trägern nach der Höhe ihrer Anteile am Stammkapital zu.

§ 16

Inkrafttreten

(1) § 1 und § 3 Absatz 3 treten an dem Tag in Kraft, der
auf den Tag der letzten Hinterlegung der wechselseitig aus-
zutauschenden Ratifikationsurkunden bei der Staatskanzlei
des Landes Nordrhein-Westfalen und bei der Niedersächsi-
schen Staatskanzlei folgt.

(2) Die weiteren Vorschriften des Staatsvertrages treten an
dem durch die Aufsichtsbehörde im Gesetz- und Verord-
nungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen gemäß § 1 Ab-
satz 3 Satz 1 des Staatsvertrages bekannt gegebenen Zeitpunkt
des Wirksamwerdens der Verschmelzung in Kraft. 

Düsseldorf, den 22. Mai 2023 

Namens des Ministerpräsidenten des Landes 
Nordrhein-Westfalen

Der Minister der Finanzen des Landes Nordrhein-Westfalen

Dr. Marcus O p t e n d r e n k

Hannover, den 22. Mai 2023

Namens des Ministerpräsidenten des Landes Niedersachsen

Der Finanzminister des Landes Niedersachsen

Gerald H e e r e
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G e s e t z
zur Änderung des Niedersächsischen

Abgeordnetengesetzes

Vom 21. Juni 2023

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Niedersächsische Abgeordnetengesetz in der Fassung
vom 20. Juni 2000 (Nds. GVBl. S. 129), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 29. Juni 2022 (Nds. GVBl. S. 399), wird wie folgt
geändert:

1. In § 7 Abs. 2 Satz 1 wird die Zahl „50“ durch die Zahl „60“
ersetzt.

2. § 31 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden die Zahl „64 792“ durch die Zahl
„77 025“ ersetzt und die Worte „und einem Zu-
schlag für die Fraktionen, die nicht die Landesre-
gierung tragen, in Höhe von monatlich 9 719 Euro“
gestrichen.

bb) In Satz 3 werden die Zahl „2 430“ durch die Zahl
„2 700“ und die Zahl „533“ durch die Zahl „800“
ersetzt.

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Die Fraktionen dürfen aus den Zuschüssen nach
Absatz 1 Rücklagen bilden, auch über die Wahlperi-
ode hinaus, bis zur Höhe von insgesamt 40 vom Hun-
dert des Zwölffachen ihres monatlichen Zuschusses
nach Absatz 1.“

3. In § 33 a Abs. 4 werden nach dem Wort „Rücklagen“ das
Komma und die Worte „getrennt nach den in Absatz 3
genannten Zwecken,“ gestrichen.

4. In § 33 c Abs. 1 werden die Worte „für die in § 31 Abs. 1
und 4 bestimmten Zwecke“ durch die Worte „gemäß § 31“
ersetzt.

Artikel 2

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2023 in
Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 tritt Artikel 1 Nr. 1 am 1. Juli
2023 in Kraft.

Hannover, den 21. Juni 2023

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Hanna N a b e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Verordnung 

über disziplinarrechtliche Zuständigkeiten
im Bereich des Ministeriums für Soziales, 

Gesundheit und Gleichstellung

Vom 12. Juni 2023

Aufgrund des § 75 Nr. 1 des Niedersächsischen Disziplinar-
gesetzes vom 13. Oktober 2005 (Nds. GVBl. S. 296), zuletzt
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Juni 2022
(Nds. GVBl. S. 400), wird im Einvernehmen mit dem Minis-
terium für Inneres und Sport verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung über disziplinarrechtliche Zuständigkeiten
im Bereich des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und
Gleichstellung vom 16. April 2015 (Nds. GVBl. S. 76) wird wie
folgt geändert:

1. In der Überschrift werden nach dem Wort „Soziales“ ein
Komma und das Wort „Arbeit“ eingefügt.

2. In § 1 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „Chefärztinnen und
Chefärzte des Maßregelvollzugszentrums Niedersachsen“

durch die Worte „Vollzugsleitungen in Einrichtungen des
Maßregelvollzugs“ ersetzt.

3. § 2 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „Familie“ das Komma
und die Worte „die Ämter für regionale Landesentwick-
lung“ gestrichen. 

b) In Satz 2 werden die Worte „Chefärztinnen und Chef-
ärzte des Maßregelvollzugszentrums Niedersachsen“
durch die Worte „Vollzugsleitungen in Einrichtungen
des Maßregelvollzugs“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in
Kraft. 

Hannover, den 12. Juni 2023

Niedersächsisches Ministerium
für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung 

P h i l i p p i

Minister
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